
 

 

Ursula von der Leyen 

Präsidentin der Europäischen Kommission 

Rue de la Loi / Wetstraat 200B 

1049 Brüssel 

Belgien 

 

 

 

 

Paris/Berlin, 19. Juni 2026 

 

 

Positionierung der Europäischen Kommission zur Konvention des Europarats zum Schutz des 

Anwaltsberufs 

 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

wir möchten Sie nachdrücklich auf die besorgniserregende Situation im Zusammenhang mit der 

Konvention des Europarats zum Schutz des Anwaltsberufs aufmerksam machen, die am 13. Mai 2025 

in Luxemburg zur Unterzeichnung aufgelegt wurde. 

Die Anwaltschaft in Frankreich und Deutschland hat seit vielen Jahren die Schaffung dieses 

völkerrechtlichen Instruments vorangetrieben. Sein Ziel es ist, den wirksamen Schutz von 

Rechtsanwälten vor Drohungen, Einschüchterungen, Gewalt, unzulässigem Druck und Eingriffen in ihre 

Unabhängigkeit zu gewährleisten – allesamt Eingriffe, die die Rechtsstaatlichkeit und das Funktionieren 

der Justiz unmittelbar gefährden. 

Mehr als ein Jahr nach der Eröffnung der Konvention zur Unterzeichnung kann das anhaltende Fehlen 

eines konkreten Standpunkts der Kommission zur Konvention nicht mehr als rein verfahrensbedingte 

Verzögerung angesehen werden, sondern stellt vielmehr ein politisches Hindernis für das Inkrafttreten 

eines Instruments dar, das für den Schutz der anwaltlichen Berufsausübung von wesentlicher 

Bedeutung ist. 

Die Abwesenheit einer klaren Haltung ist umso schwerer nachvollziehbar, als die Kommission im Jahr 

2025 erklärt hat, dass die Erarbeitung der erforderlichen Beschlüsse auf EU-Ebene im Gange sei und 
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insbesondere vor den zuständigen Ausschüssen des Europäischen Parlaments öffentlich bekräftigt hat, 

dass die Konvention von der Kommission als Priorität behandelt werde.  

Zu unserem Erstaunen hat die Kommission trotz dieser Erklärungen und Versicherungen bis heute 

weder einen genauen Zeitplan noch die nötigen Beschlussvorschläge vorgelegt.  

Diese Untätigkeit nährt wachsende Zweifel an der tatsächlichen Bereitschaft der Kommission, einen 

raschen Abschluss des Prozesses des Beitritts der Europäischen Union zu der Konvention zu 

ermöglichen. 

Diese Situation ist umso besorgniserregender, als den europäischen Anwaltsorganisationen ein 

Schreiben des Juristischen Dienstes der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 29. April 2025 zur 

Kenntnis gebracht wurde, welches ihnen die Ratifizierung der Konvention untersagt, solange die 

Europäische Union selbst nicht beigetreten ist. 

Sollte dies die Haltung der Kommission bleiben, würde sie faktisch dazu beitragen das Inkrafttreten 

eines Instruments zu verzögern oder sogar auf unbestimmte Zeit zu verhindern, das dazu bestimmt ist, 

einen der wesentlichen Akteure des Rechtsstaats besser zu schützen. 

Wir hielten eine solche Haltung aus politischer Sicht für bedauerlich, aus rechtlicher Sicht für kaum 

haltbar und aus institutioneller Sicht für paradox, in einer Zeit, in der die Europäische Union sich 

regelmäßig zum Grundwert der Rechtsstaatlichkeit, zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern und 

zur fundamentalen Bedeutung einer funktionsfähigen Justiz bekennt. 

Es ist nicht hinnehmbar, dass ein Rechtstext, der zum Schutz von Rechtsanwälten vor Drohungen, 

Einschüchterungen und Behinderungen bei der Ausübung ihres Berufs ausgearbeitet wurde, durch die 

fehlende Mitwirkung der Europäischen Kommission dauerhaft blockiert wird. 

Daher fordern wir die Europäische Kommission auf, unverzüglich Folgendes zu erklären: 

• ihren offiziellen Standpunkt zur Konvention; 

 

• den genauen Arbeitsstand im Hinblick auf die Unterzeichnung und den Abschluss dieses 

Instruments durch die Europäische Union; 

 

• die rechtlichen oder institutionellen Hindernisse, die ihrer Ansicht nach weiterhin bestehen; 

 

• sowie einen genauen Zeitplan für ihr weiteres Vorgehen. 

Wir möchten zudem erfahren, ob die Kommission an der Einschätzung festhält, dass die Mitgliedstaaten 

von einer Hinterlegung der Urkunde der Ratifizierung der Konvention bis zu einem Abschluss des 

Beitrittsprozesses der Europäischen Union abzusehen haben. In diesem Punkt ist eine ausdrückliche 

Klarstellung unerlässlich. 

Wir bitten um kurzfristige und konkrete Antwort. Wir möchten uns nicht vorstellen, dass die Kommission 

eine Situation der Unsicherheit aufrechterhält, die dem Inkrafttreten einer Konvention des Europarats 

wesentlich entgegensteht, die von europäischen Anwaltsorganisationen dringend erwartet wird und im 

Einklang mit den Rechtsstaatlichkeitszielen der Union steht. 
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Für einen Austausch in der Sache stehen wir gern zur Verfügung. Wir sind zugleich der Ansicht, dass 

es nun an der Zeit ist, dass die Kommission ihren Standpunkt unmissverständlich darlegt und die ihr in 

dieser Angelegenheit obliegenden Verantwortlichkeiten umfassend wahrnimmt. 

Hochachtungsvoll, 

 

Louis Degos, Bâtonnier de l’Ordre des Avocats du Barreau de Paris  

Julie Couturier, Présidente du Conseil National des Barreaux  

Christophe Bayle, Président de la Conférence des Bâtonniers  

Dr. Ulrich Wessels, Präsident Bundesrechtsanwaltskammer  

Stefan von Raumer, Präsident Deutscher Anwaltverein 

 


